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Mehr als die Hälfte aller 25- bis
64-Jährigenwird 2028 einenAb-
schluss einer Hochschule oder
einer höheren Berufsbildung ha-
ben.Gegenwärtig sind es 48 Pro-
zent. Bis 2045 sollen gar 62 Pro-
zent und im Jahr 2055 bereits
66 Prozent über einen sogenann-
ten Tertiärabschluss verfügen.
Diese Schätzungenveröffentlich-
te am Dienstag das Bundesamt
für Statistik (BFS) zusammenmit
seinen Bevölkerungsszenarien.

Die Akademisierung der
Schweiz schreitet also zügig vo-
ran. Zu dieser Entwicklung tra-
gen vor allem die Frauen bei. In
gut zehn Jahren, so schätzt das
BFS in seinemReferenzszenario,
wird der Anteil der Frauen mit
einem Tertiärabschluss gleich
hoch sein wie jener der Männer
– bei 57 Prozent. Danach dürften
die Frauen dieMännerüberholen
und abhängen.

Betrachtetman nur die Hoch-
schulabschlüsse, übertreffen die
Frauen die Männer schon vor-
her. Bereits heute schneiden sie
in den Schulen besser ab als
ihre Kollegen – nicht nur in der
Schweiz, sondern auch in an-
deren Ländern.

Doch braucht es so viele Akade-
mikerinnen und Akademiker?
Oder zielen dieAusbildungen am
Bedarf der Wirtschaft und der
Gesellschaft vorbei?

Rudolf Minsch, Chefökonom
beim Wirtschaftsdachverband
Economiesuisse, sieht das dif-
ferenziert. «Zum einen sind die
Anforderungen in vielen Berufs-
feldern gestiegen, sodass es ohne
Tertiärabschluss in gewissen Jobs
schwierigwird», sagt er. Zuman-

dern stört sichMinschdaran,dass
die Hochschulabschlüsse stärker
zunehmen als jene der höheren
Berufsbildung: «Es nützt wenig,
wennwirnochmehrGeisteswis-
senschafter und Künstlerinnen
ausbilden.» Seiner Ansicht nach
sollten die Universitäten ihr
Angebotweniger nach denWün-
schen der Studierenden aus-
richten als danach, was Gesell-
schaft und Wirtschaft brauchen.
Entsprechend dürfe man die

Finanzierung der Hochschulen
nicht nur an die Zahl der Stu-
dierenden koppeln.

Höhere Berufsbildung
soll attraktiver werden
Auch Rudolf Strahm kritisiert,
es würden zu viele Sozial- und
Geisteswissenschaftler ausgebil-
det. Vor allem Frauen wählten
solche Studienrichtungen. Fach-
kräftemangel herrsche jedoch
anderswo – bei technischAusge-
bildeten mit Praxiserfahrung,
moniert der Ex-Preisüberwacher
undAlt-Nationalrat (SP), der sich
seit Jahrzehnten für die Berufs-
bildung starkmacht.

Er will deshalb die höheren
Berufsbildungen fördern. «Auch
sie zählen zu den Tertiärab-
schlüssen, bedingen aber weder
eineMatur noch eine Berufsma-
tur, sondern sind mit früheren
Meisterprüfungenvergleichbar»,
so Strahm. Künftig sollen diese
Schulen denTitel eines «Profes-
sional Bachelor» und «Professio-
nal Master» verleihen dürfen.

Darauf pocht Strahm schon
seit längerem.Die Chancen, dass
die Forderung umgesetzt wird,
stehen gut. Letztes Jahr hat der

Bundesrat diesen Vorschlag in
die Vernehmlassung geschickt,
um«die Sichtbarkeit und dasAn-
sehen der höheren Fachschulen
sowie der eidgenössischen Be-
rufs- und höheren Fachprüfun-
gen zu verbessern».

Auch Economiesuisse steht
dahinter. «Es braucht diese Titel
alsAuslobungsinstrument», sagt
Minsch. Denn heute werde die
Berufsbildung oft unter ihrem
Wert verkauft. In den Personal-
abteilungen sässen oft Hoch-
schulabsolventinnen, da könne
ein «ProfessionalMaster» helfen.

Läuft alles nach Plan,wird der
Bundesrat bald eine entsprechen-
de Gesetzesrevision ans Parla-
mentverabschieden.Dasbegrüsst
SP-Nationalrätin Simona Brizzi.
«Es erhöht die Attraktivität der
höherenBerufsbildung», sagt die
Bildungspolitikerin. «So wird
etwa auchEltern signalisiert,wie
hoch der Stellenwert dieses Aus-
bildungswegs in derSchweiz ist.»

Brizzi wehrt sich aber gegen
ein Schlechtmachen der Sozial-
undGeisteswissenschaften.«Wer
einen solchen Abschluss mit-
bringt, kann sich später auch
inderWirtschaft behaupten–das

Wissen der Absolventinnen
kommtderWissenschaft, derGe-
sellschaft und derWirtschaft zu-
gute», argumentiert die Sozialde-
mokratin.Es brauchedeshalb kei-
ne zusätzliche Regulierung. Der
Zugang sei bereits heute durch
die gymnasialeMaturbeschränkt.

Swissuniversities
verteidigt Generalisten
Auch Swissuniversities, die Kon-
ferenz derRektorinnen und Rek-
toren der schweizerischenHoch-
schulen,macht sich für die Geis-
tes- und Sozialwissenschaften
stark. DerenAbsolventen bräch-
ten «dank ihres breiten Gene-
ralistenprofils beste Vorausset-
zungen für die heute geforderte
berufliche Flexibilität» mit, hält
GeneralsekretärinMartinaWeiss
fest. Das sei umso wichtiger, als
viele Berufe der Zukunft heute
noch gar nicht existierten.

Keine Freudehat Swissuniver-
sities an denTiteln «Professional
Bachelor» und «Professional
Master».Eine solche Entlehnung
von akademischen Ausdrücken
sei «irreführend».

Iwan Städler

Frauen überholen Männer bei Hochschulabschlüssen
Statistik zum Bildungsniveau Erwerbstätige mit Abschluss einer Uni oder einer höheren Berufsbildung sind ab 2028 in der Mehrheit.

Markus Brotschi

Das Bundesamt für Sozialversi-
cherungen (BSV) gehört mit der
AHVund der Invalidenversiche-
rung (IV) zu den Schwergewich-
ten in derBundesverwaltung.Die
beiden Sozialwerke zusammen
zahlen pro Jahr rund 60 Milliar-
den Franken an Versicherte aus.

Doris Bianchi übernimmt den
Direktionsposten von Stéphane
Rossini, der auf Ende Juni vorzei-
tig zurücktritt. Hintergrund des
Abgangs sind fehlerhafte Finanz-
perspektiven zurAHV,die imMai
2024 bekanntwurden und zu ei-
ner Administrativuntersuchung
im BSV führten.

Mit der 50-jährigen Bianchi
setzt Bundesrätin Elisabeth Bau-
me-SchneiderdieTradition ihres
VorgängersAlainBerset fort, dass
an der Spitze des BSV eine linke
Führungskraft sitzt. Allerdings
war Bianchi anders als der lang-
jährige SP-Nationalrat Rossini
keine Politikerin, sondern einfa-
ches Parteimitglied einer Stadt-
berner SP-Quartiersektion.

Kämpferisch, pragmatisch
und kompromissbereit
Ihre Karriere in Bern begann sie
2005 in der Zentrale des Schwei-
zerischen Gewerkschaftsbundes
(SGB), wo sie fast 13 Jahre lang
arbeitete. Einen Namen machte
sie sich beim SGB als Verant-
wortliche für die Dossiers der
Sozialpolitik. Dazu gehörte vor
allem die Altersvorsorge mit der
AHV und der zweiten Säule.

Bianchi kämpfte gegen «den
RentenklauderpolitischenRech-
ten» in der zweiten Säule und für
einen Ausbau derAHV. Nunwird
sie als BSV-Direktorin massgeb-
lich mitarbeiten an der nächsten
AHV-Reform. Diese muss der
Bundesrat dem Parlament bis
Ende 2026 vorlegen. Bianchi tritt
ihrneuesAmtam1.Septemberan.

Als Gewerkschafterin konnteDo-
ris Bianchi durchaus kämpferi-
sche Töne anschlagen, wenn die
Linke mit Initiativen einen So-
zialausbau forderte oder im Par-
lament einen Abbau verhindern
wollte. Bianchi gehörte aber zu
den kompromissbereiten und
pragmatischen Figuren in der
Gewerkschaftszentrale: Sie stand

nicht fürpolemischeKampagnen,
sondern für anwaltschaftliche,
aber sachbezogene Sozialpolitik.

Nachdem2017 die grosse Ren-
tenreform (Altersvorsorge 2020)
an der Urne gescheitert war, die
der SGB unterstützt hatte, hol-
te Sozialminister Alain Berset
Bianchi ins Innendepartement.
Als persönliche Mitarbeiterin

beriet sie Berset zumDossier der
Krankenversicherung.

Seit Ende 2020 leitet Bianchi
diePublica,die Pensionskassedes
Bundes. Die Kasse gehört mit ei-
nerBilanzsummevon 43Milliar-
den Franken, 70’000 aktivenVer-
sicherten und über 40’000 Rent-
nerinnen und Rentnern zu den
grösstenVorsorgeeinrichtungen.

Das austarierte Sozialversiche-
rungssystem trage wesentlich
zum gesellschaftlichen Zusam-
menhalt, zur wirtschaftlichen
Stabilität und zur Sicherheit
der Schweiz bei, sagte Bianchi
gestern vor denMedien. Das So-
zialversicherungssystemmüsse
sich jedoch an finanzielle und
gesellschaftlicheVeränderungen

anpassen. Dazu gehörten die
Alterung der Bevölkerung, ver-
änderte Erwerbs- und Familien-
modelle und die Zunahme von
Erwerbsunfähigkeit wegen psy-
chischer Erkrankungen.

Zu bürgerlichen Forderungen
nach einer Rentenaltererhöhung
bei der nächsten AHV-Reform
hält sich Bianchi an die Linie, die
Baume-Schneider vertritt. Mit
Ausnahme der Rentenalterer-
höhung der Frauen sei eine An-
passung nach oben nie mehr-
heitsfähig gewesen. Sie sehe ihre
Aufgabe darin, dem Bundesrat
mehrheitsfähigeVorlagen zu un-
terbreiten. «Die Mehrheitsfähig-
keit eines Erhöhungsschritts ist
an einem sehr, sehrkleinenOrt.»

Als Seconda im Baselbiet
aufgewachsen
Bianchi ist die Tochter italieni-
scher Eltern, die aus Umbrien in
die Schweiz einwanderten. Ihre
Eltern gehören zur Generation
der «Gastarbeiter», die in den
1970er-Jahren massgeblich zum
Wohlstand der Schweiz beige-
tragen haben. Aufgewachsen ist
Bianchi in Reinach im Baselbiet.
Nach der Matur machte sie zu-
nächst eine kaufmännische Aus-
bildung, studierte danach an der
Universität Basel Recht und dok-
torierte an derUniversität Zürich.

Bianchiwohnt in Bern und ist
Mutter zweier Kinder. Ihre Iden-
tität als Seconda beschrieb sie
gegenüber der italienischspra-
chigen Gewerkschaftszeitschrift
«Area» einmal so: Als Angehö-
rige der zweiten Generation habe
sie einenMigrationshintergrund,
fühle sich aber in der Schweiz
zu Hause. Allfällige Identitäts-
probleme seien in der Jugendzeit
zu verorten. «Jetzt habe ich mir
eine bikulturelle Identität ge-
schaffen und fühle mich wohl
mit der Koexistenz dieser beiden
Kulturen in mir.»

Baume-Schneider holt Ex-Gewerkschafterin
Neue Chefin über AHV und IV Das Bundesamt für Sozialversicherungen bleibt in linker Hand:
Die 50-jährige Doris Bianchi folgt auf den SP-Mann Stéphane Rossini.

Sie arbeitete fast 13 Jahre beim Schweizerischen Gewerkschaftsbund: Doris Bianchi 2017 in ihrem Büro in Bern. Foto: Jean-Paul Guinnard

Frauen überflügeln Männer

Anteil der 25- bis 64-Jährigen, die über einen Tertiärabschluss
verfügen (in Prozent)

2025 2030 2035 2040 2045 2050 2055

45

50

55

60

65% Männer

Frauen

Grafik: is. / Quelle: Bundesamt für Statistik

3

Politik & Wirtschaft
Donnerstag, 17. April 2025

Charlotte Walser

Im Zollstreit setzt der Bundesrat
auf Dialog und Angebote an die
USA. Und nicht nur das: Aus
Rücksicht auf die Trump-Regie-
rung verzichtet er nun auch auf
ein geplantes Gesetz. Er hat ges-
tern beschlossen, die geplante
Regulierung von Kommunikati-
onsplattformen wie Google,
Facebook,Youtube undX zu ver-
tagen – auf unbestimmte Zeit.

Die Bundeskanzlei bestätigt,
dass dasGeschäftThema imBun-
desrat war. Es sei verschoben
worden, schreibt sie auf Anfrage
dieserRedaktion. Lautmehreren
Quellen in derBundesverwaltung
hattenvorallemdieDepartemen-
te von Wirtschaftsminister Guy
Parmelin (SVP) und Aussenmi-
nister Ignazio Cassis (FDP) dar-
auf gedrängt. Dem Vernehmen
nach argumentierten sie, es sei
angesichts der angespannten
Lage mit den USAnicht der rich-
tige Zeitpunkt dafür. ImBundes-
rat setzte sich diese Sichtweise
nun durch.

Damit vollzieht der Bundes-
rat eine Kehrtwende. Vor zwei
Jahren hatte er das Departement
von SVP-Bundesrat Albert Rösti
damit beauftragt, eine Regulie-
rung auszuarbeiten.Damals hielt

er fest, die Nutzerinnen undNut-
zer hätten heute gegenüber den
Plattformen eine schwache Stel-
lung.Auch seien dieAlgorithmen
intransparent, die darüber ent-
scheiden, welche Inhalte sie zu
sehen bekommen.Die Schweizer
Regeln sollten sich – so der Plan
des Bundesrats – teilweise an
den Regeln der EU orientieren:
Dort, wo dies sinnvoll sei.

Geplant war eine relativ
harmlose Variante
In der EU ist seit 2022 ein Gesetz
in Kraft, der sogenannte Digital
Services Act. Dessen Ziel: Die
Verbreitung illegaler Inhalte ver-
hindern. Die Onlineplattformen
müssen Massnahmen ergreifen,
umNutzerinnen undNutzervor
illegalen Inhalten und vor Des-
information zu schützen. Den
Betreibern drohen hohe Bussen.

In der Schweiz war eine harm-
lose Variante davon geplant: Die
Bevölkerung sollte gegenüberden
Plattformen mehr Rechte erhal-
ten und Transparenz einfordern
können. So sollten die Plattfor-
men etwa eine Kontaktstelle und
einen Rechtsvertreter in der
Schweiz benennenmüssen.Nut-
zerinnen und Nutzer sollten von
den Plattformen eine Überprü-
fung verlangen können, wenn
ihr Konto gesperrt oder ihre In-
halte gelöschtwurden.Auch eine
SchweizerSchlichtungsstelle hat-
te der Bundesrat bestellt.

Aufrufe zu Hass, Gewaltdar-
stellungen oderDrohungen hät-
tenNutzerinnen undNutzermit
den neuen Regeln einfachermel-
den können.Die Plattformenwä-
ren nicht bestraft worden, doch
sie hätten dieMeldungen prüfen
und die Nutzer über das Ergeb-
nis informierenmüssen.Ausser-
dem hätten sie Werbung kenn-
zeichnen müssen.

Aus all dem wird nun vorerst
nichts.

Es handelt sich nicht um die
erste Verzögerung in diesem
Geschäft. Ursprünglich war der
Beginn der Vernehmlassung im
Frühling vor einem Jahr geplant.
Dann wurde sie auf den Herbst
verschoben, dann auf Anfang

2025. DemVernehmen nachwar
das Geschäft im Februar für eine
Bundesratssitzung traktandiert.
Rösti zog es aber im letzten Mo-
ment zurück – offenbar primär
aus politischen Gründen, schon
damals mit Blick auf die US-
Regierung. Zudem gab es aus
anderen Departementen Wün-
sche für Ergänzungen. Schliess-
lich beschloss Rösti aber, amVor-
haben festzuhalten.Nun ist erda-
mit im Bundesrat aufgelaufen.

USA stellen sich
gegen EU-Regulierung
Die USA kritisieren die Regulie-
rung der EU scharf. So sagte
US-Vizepräsident J.D. Vance im
Februar an einem KI-Gipfel in
Paris: «Amerika wird das nicht
akzeptieren. Es ist ein schreckli-
cher Fehler – für die USA und
auch für die betreffenden Staa-
ten.» Vance drohte auch mit Ge-
genmassnahmen.

In der Darstellung der USA
beschneidet die EU mit ihrem
Gesetz das Recht auf die freie
Meinungsäusserung. In der EU
wiederumverweist man auf Un-
tersuchungen, die zeigen, wie
Bots auf den Plattformen vor
Wahlen in europäischen Ländern
gezielt einzelne Parteien propa-
gierten oderDesinformationver-

breiteten – beispielsweise auf der
Plattform X, die Trumps Berater
Elon Musk gehört.

In der Schweiz gibt es auf der
rechten Seite Skepsis gegenüber
einer Regulierung. So warnte
etwa SVP-Nationalrat FranzGrü-
ter vor «Zensur» und «staatlich
betreutem Denken», obwohl die
Schweizer Version der Regulie-
rungvielwenigerweit gehenwür-
de als jene der EU. Für eine Re-
gulierung setzte sich hingegen
Nationalrätin Meret Schneider
(Grüne) ein. Sie sieht Plattformen
wie X, Facebook oder Tiktok als
Gefahr für die Demokratie.

«Da kannman gleich
den Gessler-Hut grüssen»
Auch SP-Nationalrat Jon Pult
befürwortet eine Regulierung. In
der Frühjahrssession erkundig-
te er sich, ob dieVerzögerung des
Geschäftsmit derTrump-Regie-
rung zu tun habe. Damals ant-
wortete der Bundesrat, es seien
vertiefte Abklärungen nötig ge-
wesen.DieArbeiten seien jedoch
weit fortgeschritten.

Dass die Regierung nun zu-
rückkrebst, empört Pult. «Der
Bundesrat bricht ein Sicherheits-
versprechen», sagt er. Bisher sei
er derMeinung gewesen, dass es
nötig sei, die Bürgerinnen und

Bürger besser zu schützen. Dass
der Bundesrat nun auf sein Vor-
haben verzichte, um «demAuto-
kraten imWeissen Haus» zu ge-
fallen, der ohnehin willkürlich
agiere, sei «skandalös». «Das ist
kein souveränes Verhalten, son-
dern vorauseilenderGehorsam»,
sagt Pult. «Da kann man gleich
den Gessler-Hut grüssen.»

Nächste Woche nehmen die
Bundespräsidentin Karin Keller-
Sutter und Wirtschaftsminister
Parmelin in Washington an der
Frühjahrstagung des Internati-
onalen Währungsfonds und der
Weltbank teil. Während der Ta-
gung findet auch einTreffenmit
den G20-Finanzministern statt.
Die Schweizer Delegationwerde
die Tagung auch für bilaterale
Treffen nutzen, teilte der Bun-
desratmit.Wie das Finanzdepar-
tement dem «Blick» bestätigte,
wird Keller-Sutter unter anderem
US-Finanzminister Scott Bessent
treffen.

Staatssekretärin Helene Bud-
liger Artieda hatte vergangene
Woche Gespräche in den USA
geführt. Andere Departemente
würden sich derweil wünschen,
dass die Schweiz nicht alles auf
eine Karte setzt und nurmit den
USAdas Gespräch sucht, sondern
auch mit der EU.

Vorerst keine Regeln für Google, Facebook und X
Beziehungen Schweiz - USA Der Bundesrat verschiebt die geplante Regulierung von Techkonzernen,
um die USA nicht zu verärgern. Ist das ein diplomatischer Schachzug oder vorauseilender Gehorsam?

Albert Rösti will Techplattformen
sanft regulieren. Foto: Keystone

Vor seiner Wahl versprach US-
Präsident Donald Trump, dass
erdenUkrainekrieg innerhal von
24 Stundenbeendenwerde.Doch
in ukrainischen StädtenundDör-
fern schlagen weiterhin täglich
russische Bomben ein.

Die grosse Mehrheit der
Schweizerinnen und Schweizer
glaubt nicht, dass esTrumpnoch
gelingen wird, den Konflikt in
der Ukraine bis Ende Jahr zu be-
enden. Das zeigt eine exklusive
Umfrage von Leewas imAuftrag
vonTamedia und 20Minuten an
der 35’132 Menschen aus allen
Landesteilen teilgenommen ha-
ben. Die Skepsis gegenüber
Trumps Bemühungen zieht sich
quer durch alle Parteien, wobei
die Hoffnungen bei der SVP auf
einen baldigen Frieden noch am
grössten ist.

Auchwenn sich nur eineMin-
derheit vomKrieg in derUkraine
persönlich «stark» (5 Prozent)
oder«eherstark» (23Prozent) be-
droht fühlt, schätzen die Schwei-
zerdie Chancen als hoch ein,dass
Russland in den kommenden
zehn Jahren weitere osteuropäi-
sche Länder angreifen wird.

Die Grenzen der Solidarität
Als Folge der neuen geopoliti-
schen Realitäten befürworten
weiteTeile derBevölkerung, dass
die SchweizwiedermehrGeld in
die eigene Verteidigung steckt.
Weil auch die USA vermehrt als
Unsicherheitsfaktor wahrge-
nommenwerden, steigt auch der
Zuspruch für eine unabhängige
Sicherheitsarchitektur Europas.

Kurz nachdemTrumpdenuk-
rainischen Präsidenten Wolody-
myr Selenskyj im Weissen Haus
vor laufenden Kameras gedemü-
tigt hatte, bot EmmanuelMacron
seinen europäischenPartnern an,

dass Frankreich seinen Atom-
schutzschirm auf andere Länder
erweitert.Wie die Umfrage zeigt,
würden dies weite Teile der
Schweizer Bevölkerung begrüs-
sen. Die Zustimmung für einen
europäischenAtomschutzschirm

geht querdurch alle Parteien.So-
garWählerinnen undWähler der
Grünen, einer traditionell eher
atomkritischenPartei, sinddafür.
Einzig in der italienischsprachi-
gen Schweiz ist das Vorhaben
knapp nicht mehrheitsfähig.

In SachenUkrainekrieg steht die
SchweizerBevölkerung auch drei
Jahre nach der russischen Voll-
invasion grossmehrheitlich hin-
ter demangegriffenen Land.Ein-
zig bei der SVP-Anhängerschaft
liegt die Unterstützung unter

50 Prozent.Viel Zustimmung er-
hält auch die Ansicht, dass die
Ukraine auf ihren ursprüngli-
chen Grenzen beharren soll.
30 Prozent der Befragten finden,
dass die Ukraine Russland inso-
fern entgegenkommen soll, dass

sie auf die seit 2014 besetzte
Krim-Halbinsel verzichten soll.

WennmandieMenschen fragt,
wie sich die Schweiz im Konflikt
positionieren soll, zeigen sich
aber die Grenzen der Solidarität.
Nur die Hälfte der Befragten fin-
det, dass sich die Regierung hin-
ter die Ukraine stellen soll. Fast
genauso viele sind der Meinung,
die Schweiz solle sich aus dem
Konflikt heraushalten.

Nochgespaltener ist die Bevöl-
kerung bei der Frage, ob die
Schweiz Waffen in die Ukraine
liefern soll. Hier gibt es bei allen
Parteien gewichtige Pro- und
Kontra-Lager. Tendenziell ist die
Unterstützung für Waffenliefe-
rungen bei den Linken etwas
grösser als bei den Bürgerlichen.

Frage der Rüstungsexporte
Einig ist man sich von links bis
Mitte-rechts hingegen bei der
Frage, ob die Rüstungsexportre-
geln insofern gelockert werden,
dass andere Länder Schweizer
Waffen – zumBeispiel in die Uk-
raine – weiterexportieren kön-
nen. Für die hiesige Rüstungs-
industrie sind die strengen Ex-
portregeln zu einer existenziellen
Bedrohung geworden, weil eu-
ropäische Länder die Schweiz
mittlerweile umgehen.

Wie sehr die Frage der Rüs-
tungsexporte polarisiert, zeigt
sichamBeispiel derSVP.Während
eine Lockerung der Wiederaus-
fuhr von Schweizer Waffen von
der SVP-Anhängerschaft mehr-
heitlich abgelehntwird,wird eine
generelle Lockerungknappbefür-
wortet. Das könnte es Schweizer
Rüstungsfirmen auch erlauben,
Waffen an Länder zu liefern, die
als Unrechtsstaaten gelten.

Quentin Schlapbach

Mehrheit der Schweizer will unter einen europäischen Atomschutzschirm
Sogar Grünen-Wähler sind dafür Eine Umfrage zeigt, dass die Bevölkerung hinter der Ukraine steht und Russland weitere Kriege zutraut.

Europäisches Atomwaffenprogramm

Frage: Auch eine Atombombe für Europa wird zum Thema. Der
französische Präsident Emmanuel Macron hat bereits angeboten,
Europa unter den nuklearen Schutzschirm zu stellen. Befürworten Sie
einen europäischen Nuklearschild? Angaben in %

Ja Eher Ja Keine ngabe Eher Nein Nein

FDP

Mitte

GLP

SP

SVP

Grüne

40 31 6 12 11

39 30 6 13 12

38 32 6 13 11

31 29 10 15 15

30 21 6 14 29

30 25 13 14 18
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Unterstützung

Frage: Auf welcher Seite stehen Sie im Ukraine-Krieg? Angaben in %

Ich unterstütze die Ukraine Auf keiner Seite
Keine Angabe Ich unterstütze Russland

GLP

SP

Grüne

Mitte

FDP

SVP

91 8

89 9

88 9

83 15

74 23

43 44 12

Positionierung der Schweiz

Frage:Wie soll sich die Schweiz im Ukraine-Krieg positionieren?
Angaben in %

Sie soll sich eher hinter die Ukraine stellen

Sie soll sich eher aus dem Konflikt heraushalten

Sie soll sich eher auf die Seite Russlands stellen

Keine Angabe

Grüne

GLP

SP

Mitte

FDP

SVP

74 24

74 24

73 25

58 40

47 51

21 76

Weitere Angriffe aus Russland

Frage: Rechnen Sie damit, dass Russland in den kommenden zehn
Jahren weitere osteuropäische Staaten angreifen wird? Angaben in %

Ja Eher Ja Keine Angabe Eher Nein Nein

Grüne

SP

GLP

Mitte

FDP

SVP

30 44 5 16 5

27 46 6 14 7

26 50 17

23 49 18 6

22 43 20 11

18 31 22 26


